Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Maßnahmen zur Verhinderung des Mißbrauchs 
wirtschaftlicher Macht 


Der Bundestag wolle beschließen: 

A. 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

dem Bundestag folgende Gesetzentwürfe vorzulegen: 

I. Einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen, durch den das Bundeskartell- 
amt bzw. der Bundeswirtschaftsminister verpflichtet wird, 
wirksame Maßnahmen gegen die Gefahren wirtschaftlicher 
Machtkonzentration zu treffen. Die Gesetzesänderung soll 
insbesondere folgende Punkte umfassen: 

1. Beschränkung der Preisbindung der zweiten Hand auf 
unverbindliche Preisempfehlungen (§16); 

2. die Erweiterung der Eingriffsmöglichkeiten des Bundes- 
kartellamtes gegen marktbeherrschende Unternehmen 
(§22) und gegenüber anderen, die wirtschaftliche Bewe- 
gungsfreiheit einschränkende Individualverträge (§ 18); 

3. die Einführung einer Genehmigungspflicht für Zusammen- 
schlüsse von Unternehmen und die Möglichkeit ihrer 
Auflösung durch das Bundeskartellamt (§ 23). 

II. Einen Gesetzentwurf, durch den alle Wirtschaftsunter- 
nehmen von einer bestimmten Größe an besonderen Pub- 
lizitätsvorschriften unterworfen werden. Bewertungsvor- 
schriften und Bestimmungen über den Ausweis des Jahres- 
umsatzes und des Jahresgewinns sollen ein zutreffendes 
Bild der Vermögens- und Ertragslage ermöglichen. Der 
Geschäftsbericht soll über Art, Umfang und Bedeutung 
der Wettbewerbsbeschränkungen, die das Unternehmen 
berühren, Auskunft geben und die finanzielle, organi- 
satorische und personelle Verflechtung mit anderen Wirt- 
schaftsunternehmen offenlegen. 
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Insbesondere sollen im Geschäftsbericht die Aktionäre 
oder Teilhaber, die mit mehr als 10 vom Hundert am 
Grundkapital des Unternehmens beteiligt sind, und die 
anderen Unternehmen, an denen das berichtende Unter- 
nehmen selbst mit mehr als 10 vom Hundert beteiligt ist, 
aufgeführt werden. 

III. Einen Gesetzentwurf über die Bildung einer ständigen 
unabhängigen Monopolkommission, deren Aufgabe es ist, 
in eigener Verantwortung die wirtschaftliche Konzentra- 
tionsbewegung sowie Umfang und Formen der Marktbe- 
herrschung laufend zu untersuchen. Die Monopolkommission 
soll insbesondere die folgenden Pflichten und Rechte haben: 

1. Die Kommission soll verpflichtet sein, ihre Unter- 
suchungsergebnisse der Bundesregierung und dem Bun des- 
kartellamt zuzuleiten ; sie soll berechtigt sein, diese Er- 
gebnisse zu veröffentlichen. 

2. Die Kommission soll das Recht haben, bei der Bundes- 
regierung und dem Bundeskartellamt die Einleitung be- 
stimmter Maßnahmen nach dem Gesetz gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen und allgemeine wirtschaftspoli- 
tische Maßnahmen zu beantragen. 

IV. Einen Gesetzentwurf zur Umsatzsteuer mit dem Ziel, die 
konzentrationsfördernde Wirkung der gegenwärtigen Um- 
satzsteuer aufzuheben. Dabei ist jede Benachteiligung der 
Verbraucher auszuschließen. 

B. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

alle Maßnahmen zur Veräußerung von Bundesunternehmen 
in Wirtschaftsbereichen, in denen einige wenige Großunter- 
nehmen den Markt beherrschen, einzustellen ; durch eine 
solche Veräußerung wird die Konzentration privater Wirt- 
schaftsmacht gefördert. 


Bonn, den 13. Oktober 1959 


Ollenhauer und Fraktion 
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